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EUROPÄISCHES PARLAMENT VOR DEN WAHLEN 2024 
KOMMT ES DIESES JAHR ZU EINEM 
PARTEIPOLITISCHEN ERDBEBEN AUF EU-EBENE?
Ein außergewöhnliches Jahr steht bevor: In mehr als 50 Ländern wird 2024 weltweit gewählt. Insbeson-
dere in der Europäischen Union und den Vereinigten Staaten von Amerika sind damit wesentliche Rich-
tungsentscheidungen verbunden. Für viele Kommentator:innen in der Medienberichterstattung stellt 
sich nicht nur die Frage, welchen Fokus künftige Regierungen in wirtschafts-, gesellschafts- und außen-
politische Angelegenheiten legen werden. Immer öfter geht es um eine Diskussion darüber, ob demo-
kratische Ordnungen Gefahr laufen durch populistische oder autokratische Systeme ersetzt zu werden. 

Das Ende der EU in der bisherigen Form?

Phillipe Lambert, einer der Vorsitzenden 

der Grünen im Europäischen Parlament 

befürchtet das „Ende der EU, wie wir sie 

kennen“.1 Lambert geht dabei insbesondere 

von den geplanten neuen Regeln zu den 

EU-Staatsschulden (EU-Fiskalregeln) aus, 

die zu einem Sparkurs in den Mitgliedslän-

dern auf Kosten der Bevölkerung führen 

könnten. Die Folgewirkungen könnten viele 

Wähler:innen in die Arme von populistischen 

Parteien treiben. 

Aber auch ohne den neuen Rechtsakt zu 

den Schuldenregeln zeichnet sich bereits 

seit längerem eine Verschiebung der Wäh-

ler:innenströme Richtung populistischer 

Gruppierungen ab. Die Pandemie, Ukrai-

ne-Krieg, Energiekrise und Inflation haben 

tiefe Eindrücke beim Wahlverhalten hin-

terlassen. Der überraschende Sieg Geert 

Wilders mit seiner „Partei für die Freiheit“ 

bei den niederländischen Wahlen im No-

vember 20232 ist nur das jüngste Beispiel 

für den zunehmenden Zuspruch rechtspo-

pulistischer Parteien bei der europäischen 

Bevölkerung. Bereits im Juni 2023 kam es 

zu einem Machtwechsel in Finnland, bei 

der die Sozialdemokratin Sanna Marin vom 

konservativen Petteri Orpo als Regierungs-

chef abgelöst wurde. Orpo regiert nun in 

einer Vier-Parteien-Koalition, darunter auch 

Rechtspopulist:innen. Auch in Spanien war 

bei den Wahlen im Juli 2023 eine deutliche 

Wähler:innenbewegung in Richtung der 

rechtspopulistischen Vertreter:innen festzu-

stellen.3 Nachdem die konservative Volks-

partei die Wahlen zwar gewonnen, aber die 

mit der rechtspopulistischen Partei VOX an-

gestrebte absolute Mehrheit nicht erreichen 

konnte, ist es dem sozialdemokratischen 

Premier Pedro Sánchez einstweilen im Rah-

men einer Minderheitsregierung möglich, 

weiterzuarbeiten.  

Deutliche Kräfteverschiebung 
bereits seit 2022

Verstärkt zu bemerken waren die Kräftever-

schiebungen schon seit 2022: In Schweden 

kam es nach den Wahlen zu einem Regie-

rungswechsel von der sozialdemokrati-

schen Ministerpräsidentin Andersson zum 

konservativen Ulf Kristersson von der Mo-

deraten Sammlungspartei. Der Wechsel war 

durch eine Koalition mit den Christdemokra-

ten und den Liberalen sowie unter Duldung 

der rechtspopulistischen Schwedendemo-

kraten möglich.4 

Der Rechtspopulist Viktor Orbán wiederum 

konnte bei den Parlamentswahlen in Ungarn 

die Position seiner Fidesz-Partei sogar noch 

weiter ausbauen und behält seine Zweidrit-

telmehrheit.5

Von  
Frank Ey
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In Frankreich blieb Emmanuel Macron bei 

den Präsidentenwahlen mit seiner liberalen 

Bewegung zwar an der Macht, er verlor aber 

die absolute Mehrheit im französischen Par-

lament. Starke Zugewinne verzeichnete hin-

gegen Marine Le Pen mit ihrer rechtsextre-

men Partei Rassemblement National. In sie-

ben der achtzehn Regionen erhielt Le Pen in 

der ersten Runde der Wahlen zum franzö-

sischen Präsidenten die meisten Stimmen.6

Die einzigen Ausnahmen in den letzten bei-

den Jahren waren Polen und Slowenien bei 

denen die rechtspopulistischen Machtha-

ber durch konservativ-liberale7 bzw libe-

ral-grüne8 Regierungen abgelöst wurden. 

Auch 2024 wird es auf nationaler Ebene bei 

einer Reihe von EU-Mitgliedsstaaten Wah-

len geben, beginnend mit Portugal, gefolgt 

von Kroatien, Belgien, Rumänien, Litauen 

und Österreich. 

Konservative Staatschefs überwiegen im 
Rat deutlich, Populist:innen werden stärker

Derzeit gehören in den Mitgliedstaaten der 

EU zwölf Staatschefs der konservativen Par-

teienfamilie an. Jeweils sechs Premiers stel-

len die Liberalen und die Sozialdemokrat:in-

nen. Mit den Staatschefs in Italien, Ungarn 

und der Slowakei kommen drei Vertreter:in-

nen aus dem parteipolitisch populistischem 

Feld, mit Gert Wilders aus den Niederlanden 

könnte schon bald ein vierter Rechtspopu-

list folgen. Für die Konservativen würde das 

den Verlust eines Premiers bedeuten, den sie 

aber im Rahmen der anstehenden Wahlen in 

Portugal und Bulgarien mehr als ausgleichen 

könnten. Das würde wiederum auf Kosten der 

Sozialdemokrat:innen und Liberalen gehen. 

In Österreich kündigt sich darüber hinaus ein 

Novum an: Erstmals könnte die rechtspo-

pulistische FPÖ den Bundeskanzler stellen, 

womit die populistischen Vertreter:innen im 

Rat sogar fünf Staatschefs stellen könnten. 

So viele wie nie zuvor in der Geschichte der 

Europäischen Union.9 

Die wirtschaftsnah ausgerichteten Parteien 

werden damit voraussichtlich im Rat den 

Ton angeben. Zusammen mit den Europäi-

schen Liberalen dürfte sich damit eine kom-

fortable Mehrheit zumindest in Wirtschafts-

fragen ausgehen. 

Für die EU-Politik wesentlich ist aber auch 

die Frage, welche Kommissionskandidat:in-

nen die Regierungen nach den EU-Wahlen 

ins Rennen schickt. Hier spielt auch eine 

Rolle, welche Koalitionen es in den einzel-

nen Mitgliedsländern gibt. Die konservati-

ven Wirtschaftsparteien gehen zunehmend 

Koalitionen mit rechtspopulistischen Par-

teien ein.10 Diese Zusammenarbeit könnte 

dazu führen, dass sich rechtspopulistische 

Kommissar:innen im Kommissarskollegium 

verstärkt etablieren könnten. 

Die Kräfteverhältnisse im Europäischen 
Parlament nach den EU-Wahlen 2024

Nach letzten Umfragen zu den EU-Parla-

mentswahlen11 ist mit starken Zugewinnen 

der Fraktionen „Europäische Konservative 

und Reformer“ (EKR) und der „Identität 

und Demokratie“-Fraktion (ID) zu rechnen, 

die beide rechts von allen anderen Frakti-

onen stehen. Die EKR soll den Prognosen 

zufolge auf bis zu 85, die ID auf 98 Sitze 

kommen. Dazu kommen Vertreter:innen 

weiterer rechtsextremer beziehungsweise 

populistischer nationaler Parteien, die auf 

EU-Ebene noch keiner Fraktion angehören. 

Dazu zählen unter anderem die derzeit die 

ungarische Fidesz (Prognose: zehn Sitze), 

die italienische Movimente 5 Stelle (Prog-

nose: 14 Abg.) und die slowakische SMER 

(Prognose: vier Abg.). Sollten sich die Ab-

geordneten dieser beiden Fraktion und die 

nicht fraktionierten Mandatar:innen in einer 

Europäisches Parlament vor den Wahlen 2024: Kommt es zu einem parteipolitischen Erdbeben auf EU-Ebene?

Rechtspopu-
listische Par-

teien gewinnen 
auf EU-Ebene 

zunehmend an 
Einfluss.
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Fraktion organisieren, könnten sie in dem 

720 Sitze zählenden Parlament mit über 200 

Abgeordneten zur stärksten Kraft aufsteigen. 

Mit einer einheitlichen rechten Liste ist auf-

grund unterschiedlicher politischer Auffas-

sungen in verschiedenen Politikbereichen 

wie der Ukraine-Politik jedoch nicht zu rech-

nen. Eine Zusammenarbeit bei bestimmten 

Themen ist aber nicht auszuschließen.

Laut der Vorhersage wird die Europäische 

Volkspartei (EVP) mit 173 Mandaten die 

stärkste Kraft im Europäischen Parlament, 

gefolgt von den Sozialdemokrat:innen (S&D) 

mit 131 Sitzen. Für die EVP dürfte es bei der 

Anzahl der Mandate nur geringe Verände-

rungen geben. Stärker betroffen wäre die 

S&D, die gegenüber 2019 zehn Sitze verlie-

ren könnte. Noch deutlichere Verluste soll es 

für die Liberalen geben: Statt wie bisher 108 

Sitze, sollen sie in der nächsten Legislatur-

periode nur mehr 86 Mandate stellen. Von 

einer fast schon dramatischen Entwicklung 

könnten die Grünen betroffen sein, denen 

ein Rückgang von 74 auf 61 Mandate, in ei-

ner zweiten Umfrage sogar auf 50 Mandate 

vorhergesagt wird. Die Linken gewinnen 

hingegen dazu und sollen auf 44 Sitze kom-

men, ein Plus von sechs Mandaten.

Verteilung der EU-Abgeordneten-
Sitze für Österreich

Für Österreich sind im EU-Parlament in der 

kommenden Legislaturperiode 20 Sitze vor-

gesehen. Laut der Prognose von EURACTIV 

dürfte die FPÖ massiv dazugewinnen und 

sieben statt wie bisher drei Sitze stellen. Die 

SPÖ dürfte wie bisher auf fünf Mandate kom-

men. Hauptverliererin wäre die ÖVP, die nach 

bisher sieben dann nur noch vier Abgeord-

nete stellen würde. Vergleichsweise schwach 

würden auch die Grünen mit nur noch zwei 

statt drei Sitzen abschneiden. Die Neos wür-

den hingegen einen Sitz dazugewinnen und 

auf zwei Abgeordnete kommen.12 

Künftige Koalitionen im 
Europäischen Parlament

Sollten die Wahlen die Ergebnisse bringen, 

die die Prognosen prophezeien, könnte die 

EVP eine verstärkte Zusammenarbeit mit 

liberalen und rechten Gruppierungen su-

chen. In den letzten Monaten gab es auch 

schon erste Versuche einer gemeinsamen 

Linie bei den Parlamentsabstimmungen 

zum Verbrennerverbot bei Kraftfahrzeugen 

sowie beim Renaturierungsgesetz, um ein 

Europäisches Parlament vor den Wahlen 2024: Kommt es zu einem parteipolitischen Erdbeben auf EU-Ebene?

Partei
 Sitze 
aktuell

Prognose  
Wahlen 2024

+ / –
Veränderung

 Linke 38 44 + 6

 Grüne 71 61 – 10

 Sozialdemokratische Partei 141 131 – 10

 Renew= Liberale 101 86 – 15

 Europäische Volkspartei 178 173 – 5

 Europäische Konservative 67 85 + 18

 Partei Identität & Demokratie 58 98 + 40

 Fraktionslose 51 42 – 9

38

71

141

101

178

67

58

51

Quelle: euobserver

Sitzverteilung aktuell im EU Parlament  
und Prognose zur EU-Wahl 2024

https://euobserver.com/eu-elections/157959
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Zustandekommen dieser zentralen Ge-

setze im Rahmen des Grünen Deals zu ver-

hindern.13 Letztlich scheiterte die EVP mit 

diesem Versuch mangels ausreichender 

Mehrheiten. Das könnte sich mit den neuen 

Kräfteverhältnissen ändern. 

Ein zentrales Thema bei den EU-Wahlen 

dürfte auch der „Bürokratieabbau“ spielen. 

Sowohl die EVP als auch die Liberalen und 

rechte Gruppierungen werben mit weniger 

Bürokratie. Hier könnte es künftig Mehrhei-

ten geben. Für Vertreter:innen des linken 

Spektrums wäre es laut den aktuellen Prog-

nosen hingegen schwieriger Mehrheiten für 

ihre zumeist gesellschaftspolitisch relevan-

ten Ziele zu finden.14 

Auch die Kommission baut bereits vor und 

hat im Herbst 2023 eine Mitteilung zur Ent-

lastung von Klein- und Mittelbetrieben ver-

öffentlicht. Berichtspflichten für Unterneh-

men sollen gestrichen, „Verwaltungslasten“ 

reduziert werden. Was so unverfänglich 

klingt, hat es jedoch in sich: Manche Be-

richtspflichten sind für Arbeitnehmer:innen-

vertretungen wesentliche Informationen, 

um die Lage der Unternehmen beurteilen 

und Forderungen bei den Kollektivver-

tragsverhandlungen entsprechend belegen 

zu können.15 Die Kommission macht in der 

jährlichen Mitteilung zum „Annual Burden 

Survey 2022“ auch deutlich, was sie unter 

Lasten versteht: So werden Maßnahmen 

im Kampf gegen die Klimakatastrophe als 

eine Last im Umfang von 2 Mrd. € beschrie-

ben. Eine neue Regelung, die Beschäftigte 

vor der Exposition mit Asbest schützen 

soll, wird als Verwaltungslast mit Kosten in 

Höhe von 33 Mio. € beziffert.  

Populistische 
Vertreter:innen 
könnten im Rat 
2024 bis zu fünf 

Staatschefs 
stellen. So viele 
wie nie zuvor in 
der Geschichte 

der EU.

Europäisches Parlament vor den Wahlen 2024: Kommt es zu einem parteipolitischen Erdbeben auf EU-Ebene?
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EDITORIAL 
Die Europäische Union und große Teile der Welt sind nun schon seit 
geraumer Zeit geprägt von Krisen. Aber wie ist es zu den Problemen ge-

kommen, vor denen wir heute stehen? Und wie lassen sie sich lösen? Die 

neue Ausgabe des EU-Infobriefs greift einige Themenfelder auf, um diesen 

Fragen nachzugehen.

In den ersten beiden Beiträgen informieren wir über kritische Infrastruktu-

ren sowie über das sogenannte „Regulatory Scrutiny Board“ und zeigen 

dabei auf, wie es überhaupt erst zu den strukturellen Problemen kommt, 

mit denen die EU zu kämpfen hat. Warum es am EU-Binnenmarkt entge-

gen der Feierlaune von Wirtschaftsvertreter:innen nicht wirklich Grund zum 

Jubeln gibt, analysiert der dritte Artikel. Wieder einmal in einer handfesten 

Krise befindet sich der Bankensektor wie ein weiterer Beitrag darstellt. Drei 

weitere Artikel – zu den kritischen Rohstoffen, zum Lieferkettengesetz und 

zum REPowerEU-Programm im Zuge der Energiewende – zeigen einerseits 

die Problematik in verschiedenen Sektoren, aber auch Lösungsansätze auf. 

Leider noch kein Ende gefunden hat der Angriffskrieg Russlands auf die 

Ukraine. Wie es den ukrainischen Gewerkschaften in dieser Situation geht, 

beschreibt ein weiterer Artikel in dieser Ausgabe. In dieser Ausgabe eben-

falls enthalten ist ein Beitrag zum Mercosur-Handelsabkommen. Eine Buch-

rezension zum „herrschaftlichen Geltungskonsum“ rundet das Bild zu der 

neuen EU-Info brief-Ausgabe ab.
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Wie bereits unter den Kommissionspräsi-

denten Barroso und Juncker könnte damit 

in der nächsten Legislaturperiode eine vor-

nehmlich auf Unternehmenswünsche aus-

gerichtete EU-Politik drohen. 

Resümee

Ausgehend von den Ergebnissen der Wah-

len auf EU-Mitgliedsstaatenebene in den 

letzten beiden Jahren und den ersten Vor-

hersagen zu den EU-Parlamentswahlen im 

Juni 2014 ist mit einer deutlichen Verschie-

bung der Kräfteverhältnisse im Europäi-

schen Parament nach rechts auszugehen. 

Allerdings deuteten bereits die Prognosen 

bei den EU-Wahlen 2019 auf einen Rechts-

rutsch hin. Es kam jedoch anders: Die Par-

teien im linken und mittleren Wähler:innens-

pektrum gewannen deutlich hinzu, während 

das rechte Spektrum unter den Erwartungen 

blieb.16 Der Grund dafür könnte unter ande-

rem darin liegen, dass die Wahlbeteiligung 

wesentlich höher war als bei den EU-Wah-

len davor. 

Die letzten Jahre jedoch waren von einer 

Reihe großer Krisen geprägt, die sich auf 

erhebliche Teile der Bevölkerung negativ 

ausgewirkt haben. Pandemie, stark ge-

stiegene Energiekosten und hohe Inflation 

sind für viele Wähler:innen ein wesentlicher 

Grund, sich anderen Parteien zuzuwenden 

oder bei den Wahlen zuhause zu bleiben. 

Letztlich liegt es aber an den wahlwerben-

den Gruppen selbst, die Bevölkerung von 

ihren Anliegen zu überzeugen. Gewissheit 

über die politische Zusammensetzung der 

EU-Institutionen wird es jedenfalls nach 

den EU-Wahlen, die vom 6. bis 9. Juni 2024 

stattfinden werden, geben.17 
Frank Ey, AK Wien
frank.ey@akwien.at 
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könnte in der 

nächsten 
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EDITORIAL 
Die Europäische Union und große Teile der Welt sind nun schon seit 
geraumer Zeit geprägt von Krisen. Aber wie ist es zu den Problemen ge-

kommen, vor denen wir heute stehen? Und wie lassen sie sich lösen? Die 

neue Ausgabe des EU-Infobriefs greift einige Themenfelder auf, um diesen 

Fragen nachzugehen.

In den ersten beiden Beiträgen informieren wir über kritische Infrastruktu-

ren sowie über das sogenannte „Regulatory Scrutiny Board“ und zeigen 

dabei auf, wie es überhaupt erst zu den strukturellen Problemen kommt, 

mit denen die EU zu kämpfen hat. Warum es am EU-Binnenmarkt entge-

gen der Feierlaune von Wirtschaftsvertreter:innen nicht wirklich Grund zum 

Jubeln gibt, analysiert der dritte Artikel. Wieder einmal in einer handfesten 

Krise befindet sich der Bankensektor wie ein weiterer Beitrag darstellt. Drei 

weitere Artikel – zu den kritischen Rohstoffen, zum Lieferkettengesetz und 

zum REPowerEU-Programm im Zuge der Energiewende – zeigen einerseits 

die Problematik in verschiedenen Sektoren, aber auch Lösungsansätze auf. 

Leider noch kein Ende gefunden hat der Angriffskrieg Russlands auf die 

Ukraine. Wie es den ukrainischen Gewerkschaften in dieser Situation geht, 

beschreibt ein weiterer Artikel in dieser Ausgabe. In dieser Ausgabe eben-

falls enthalten ist ein Beitrag zum Mercosur-Handelsabkommen. Eine Buch-

rezension zum „herrschaftlichen Geltungskonsum“ rundet das Bild zu der 

neuen EU-Info brief-Ausgabe ab.
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